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n-11!5,Z der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen 

des Nationalrates XVII. Gesetzgebungsperiode 

A N FRA G E 

der Abgeordneten Mag. Praxmarer, Apfelbeck 

an die Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Sport 

betreffend Schulreifetest 

Über die Schulreife entscheidet heute die Schullei tung, 

wobei das Kind dem Test ohne Beisein der Eltern oder eines 

Psychologen unterzogen wird. 

Gemäß § 7 des SChulpflichtgesetzes hat der Schullei ter nur 

ein schulärztliches Gutachten einzuholen, ein schulpsycholo­

gisches Gutachten ist nur dann vorgeschrieben, wenn dies die 

Erziehungsberechtigten verlangen. Bei der Ablehnung der 

vorzei tigen Aufnahme können die Erziehungsberechtigten ein 

Ansuchen um Entscheidung beim Bezirksschulrat einbringen, 

der seinerseits abermals ein schul- oder amtsärztliches und 

ein schulpsychologisches Gutachten auf verlangen der Eltern 

einholen muß. 

Wie sich häufende Fälle zeigen, ist trotz dieser Gutachten 

die Entscheidung nicht immer fachgerecht. Viele Eltern 

empfinden es auch als Bevormundung, daß sie beim Test nicht 

anwesend sein dürfen und daß es ihnen nicht erlaubt ist, 

Gutachten von ihnen selbst gewählten Ärzten beizubringen. 

Sie meinen, daß durch die derzei tige Vorgangsweise die 

Objektivität nicht gewahrt sei. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten in diesem Zusammen­

hang an die Frau Bundesministerin für Unterricht, Kunst und 

Sport nachstehende 
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A n fra g e 

1. Glauben Sie, daß durch die derzeitigen gesetzlichen 

Bestimmungen des Schulpflichtgesetzes die Objektivität bei 

der Beurteilung der Schulreife eines Kindes gewahrt ist 

oder stimmen Sie mit jenen überein, die die Anwesenheit 

der Eltern und eines Psychologen beim Test sowie die 

Möglichkeit, selbst Gutachten beizubringen, ver~angen? 

2. Würden Sie konkrete Fälle, die unter Beweis stellen, daß 

die derzei tige Vorgangsweise eine fachlich richtige 

Beurteilung der Schulreife nicht gewährleistet, zum Anlaß 

nehmen, eine gesetzliche Änderung herbeizuführen? 

3. Wenn ja, in welcher Weise könnten Sie sich eine dies­

bezügliche Änderung vorstellen? 
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